
eit Agenda 2010 und Hartz IV Erwerbslose und Erwerbstä-
tige gleichermaßen unter Druck setzen, boomt in Deutsch-
land der Niedriglohnsektor. Der gesetzliche Mindestlohn in 

Höhe von derzeit 8,84 Euro pro Stunde ist zu niedrig. Er verhindert 
keine Niedriglohnbeschäftigung, da er weit unterhalb der aktuellen 
Niedriglohnschwelle von 11,80 Euro liegt. Jeder fünfte Beschäftigte 
verdient weniger. Der Mindestlohn muss deshalb auf 12 Euro pro 
Stunde erhöht werden. Massenarbeitslosigkeit und die Ausweitung 
prekärer Arbeit führen bei immer mehr Erwebstätigen zu fehlenden 
Beitragszeiten in der Rentenversicherung. DIE LINKE fordert deshalb 
einen Kurswechsel und mindestens eine Rente von 1.050 Euro.
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m Hauptausschuss der
Stadtvertretung beschlos-
sen noch Dr. Günter Thiel 

(BALL) und Hans Hansen (SPD) 
bei einer CDU-Gegenstimme 
und sechs Stimmenthaltungen 
mit knapper Mehrheit den 
Nachtrag zum Stellenplan der 
Stadt. Hauptdiskussionspunkt 
war die beantragte halbe Stel-
le für die Schulsozialarbeit an 
der Grund- und Gemein-
schaftsschule, für die die Stadt 
zunächst mehr zahlen müsste. 
In der Stadtvertretung plä-
dierte die BALL-Fraktion 
nochmals vehement für den
beantragten Ausbau der 
Schulsozialarbeit.  Man könne 
nicht warten, bis das Gezerre 
zwischen Land, Kreis und 
Kommunen hinsichtlich der 
Kostenübernahme für die 
Schulsozialarbeit beendet ist. 
Der Stellenplan einschließlich 
der zusätzlichen 0,5-Schul-
sozialarbeiterstelle wurde 
letztlich einstimmig von der
Stadtvertretung verabschiedet.
Die Bürgermeisterin wurde 
beauftragt sich beim Kreis
Pinneberg für die Refinan-
zierung al ler Schulsozial -
arbeitsstel len stark zu 
machen .

I

Geschwister-Scholl-
Schule:

Etwas
mehr Schul-
sozialarbeit

er Fliegerhorst Jagel bei 
Schleswig ist ein stark 
wachsender Stützpunkt 

der deutschen Luftwaffe. Seit 
Anfang August starten von 
hier die „Tornado”-Flugschüler 
des  Luftwaffengeschwaders 
51 „Immelmann” ihre Kampfjets, 
die bisher über der Wüste New 
Mexicos trainiert haben. Die 
Einheit, die nach dem von der 
Bundeswehr wie auch der NS-
Wehrmacht verehrten Piloten 
Max Immelmann, der im Ersten 
Weltkrieg reihenweise Gegner 
abgeschossen hatte, benannt 
ist, wurde zuvor in Afghanistan 
und aktuell im Syrien-Krieg 
eingesetzt. 

Die Anwohner sind empört 
über die immer größer werden-
de Zahl der Starts und Landun-
gen. Beim Protest des Orches-
ters „Lebenslaute“ am  21. Au-
gust 2017 ging es aber nicht nur 
um Fluglärm.  Sondern: 
n  Von hier aus starten die 
Aufklärungs-Tornados in den 
Krieg nach Syrien. Sie liefern 
Ziele zur Bombardierung und 
Zerstörung. 
n  Hier werden Drohnenpiloten 

D

Von Bass bis Sopran – gemeinsam gegen Rüstungswahn und Drohnenkrieg 

Orchester blockierte Fliegerhorst Jagel
für ihren Kriegseinsatz in Afgha-
nistan und Mali ausgebildet.
n  Ab 2019 soll Jagel der zen-
trale Stationierungsort für 
Bundeswehr-Kampfdrohnen 
werden.
n  Jagel wird Luftwaffen-Ausbil-
dungszentrum für die Tornado-
Kampfflugzeuge.

„Aufklärung“ klingt harmlos, 
ist aber zentrales Element jeder 
Kriegsführung. Hier werden töd-
liche Entscheidungen getroffen, 
deren Opfer vorwiegend Zivil-
personen sind. Drohnenkrieg 
setzt die Hemmschwelle zum 
Töten herab.

Folgen des „Kriegs gegen 
den Terror“ allein in Afghanis-
tan, Irak und Syrien: fast 2 Milli-
onen Tote und unzählige körper-
lich und seelisch Verwundete; 
flächendeckende Zerstörungen; 
Millionen von Flüchtlingen; Hass, 
Angst, Gewaltbereitschaft und 
neuer Terror. Krieg wird zum 
Dauerzustand. Die Bevölkerun-
gen sollen sich an immer mehr 
Rüstung gewöhnen, statt auf 
friedliche Konfliktlösungen und 
Ursachenbekämpfung zu setzen.
Im Morgengrauen am  21.08.

versammelten sich 80 Orches-
termusiker neben den regelmä-
ßig vor den Toren demonstrie-
renden Mitgliedern der lokalen 
Gruppe der Deutschen Friedens-
gesellschaft – Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen. Insgesamt 
blockierten schl ießl ich 150 

Menschen die Zufahrtswege des 
Stützpunktes. Die Musiker pos-
tierten sich an den Toren und 
spielten Musik von Beethoven 
bis „Ton Steine Scherben“. Als 
offene Musikgruppe bringt das 
Orchester „Lebenslaute“  ihre 
Musik gerade dort zum Klingen, 

wo dies nicht erwartet wird: 
auf Militärübungsplätzen und 
Flüchtlingsabschiebeflughäfen, 
vor Atomfabriken und Raketen-
depots, in Ausländerbehörden 
und an anderen menschenbe-
drohenden Orten.

eit langem gibt es in 
Barmstedt und Umlandge-
meinden Unzufriedenheit 

über die ärztliche Versorgung. 
Insbesondere betrifft dieses 
die Problematik der fehlenden 
Fachärzte. Im Frühjahr hatte der 
Seniorenbeirat unserer Stadt 
erneut die Initiative ergriffen, 
um hier Verbesserungen zu 
erreichen. Die BALL unterstützt 

diese Forderung und hatte hier-
zu eine Blitzumfrage durchge-
führt. Das Ergebnis war eindeu-
tig: Die Mehrheit der Befragten 
empfindet die Versorgung als 
unzureichend.

Auf Initiative des Senioren-
beirates fand nun am 5. Juli 
eine Diskussionsrunde mit der 

S

Ärztliche Versorgung in Barmstedt und Umlandgemeinden

Weiter in Richtung Ärztezentrum 
Bürgermeisterin zu dieser Frage 
statt, an der auch ein Vertreter 
der BALL teilgenommen hat. Als 
Gast nahm der Koordinator für 
die ambulante Versorgung aus 
dem Kreis Dithmarschen, Harald 
Stender, teil. Dieser informierte 
über die Möglichkeiten, die 
Situation zu verbessern.

Während es derzeit keine 
Möglichkeit der Ansiedlung 
von Fachärzten gäbe, bestünde 
die Möglichkeit der Ansiedlung 
eines weiteren Hausarztes, da 
es seitens der Kassenärztlichen 
Vereinigung (KV) im Bereich Pin-
neberg noch vier freie Lizenzen 
gibt. Die beste Möglichkeit wäre 
lt. H. Stender die Schaffung 
eines Ärztezentrums, zumal es 
dabei sehr lange Abschreibe-
möglichkeiten gibt. Dieses hat-
ten auch der Seniorenbeirat und 
die BALL unlängst ins Gespräch 
gebracht.

Als nächste Schritte sollen 

jetzt Gespräche seitens der 
Stadtverwaltung mit den bereits 
ansässigen Ärzten und der Ärz-
tegenossenschaft geführt und 
ggf. weitere Schritte ausgelotet 
werden. Aus Sicht der BALL 
könnte im Innenstadtbereich, 

z. B. im ehemaligen „Stadt 
Hamburg“-Komplex, ein solches 
Ärztezentrum untergebracht 
werden. Außerdem hat der neue 
Eigentümer der Geno-Mühle 
(am Nappenhorn/Bahnhof) of-
fensichtlich Interesse bekundet 

so ein Zentrum zu realisieren.
Nicht nur die Menschen 
sind krank sondern das 
Gesundheitssystem geht 
an Krücken

Ob sich in einem Kreis Ärzte 
ansiedeln dürfen, entscheidet 
letztlich die KV nach fragwür-
digen Zulassungsquoten. Wenn 
es nach deren Statistiken geht, 
gibt es im Kreis Pinneberg zur-
zeit sogar eine Überversorgung 
an Fachärzten. Aber: Ein großer 
Teil der Ärzte befindet sich im 
unmittelbaren Hamburger Um-
land, versorgt also auch viele 
Patienten aus der Großstadt mit. 
Aber unabhängig vom Standort: 
Wenn man z.B. vier Monate auf 
einen Termin beim Augenarzt 
oder 10 Wochen für einen Be-
such beim Neurologen warten 
muss, so kann man kaum von 
einer Überversorgung sprechen.
Künftige (Bundes-) Regierungen 
sollten wir auch daran messen, 
ob das System der ärztlichen 
Versorgung endlich patientenge-
recht verbessert wird.

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

S

Mindestlohn 12 Euro
Mindestrente 1.050 Euro



Bundestagswahl:

US-Atomwaffen abziehen 
SPD-Kanzlerkandidat Schulz 
erklärte auf einer Wahlkampf-
veranstaltung, er werde als 
Bundeskanzler sich dafür ein-
setzen, dass die in der Bundes-
republik – in Büchel – gelager-
ten US-Atomwaffen abgezogen 
werden. Das sind richtige Wor-
te, und sie bleiben auch richtig, 
selbst wenn sie aus dem Mun-
de des SPD-Kanzlerkandidaten 
wenig glaubwürdig klingen.

 Zur Erinnerung: Bereits in 
der Regierungsvereinbarung 
zwischen CDU/CSU/FDP stand 
die Forderung nach dem Abzug 
aller US-Atomwaffen, Gleiches 
stand in der Koalitionsver-
einbarung der jetzigen CDU/
CSU/SPD-Regierung. Gab es in 
den letzten vier Jahren einen 
Vorstoß, um den Abzug der 
US-Atomwaffen voranzutrei-
ben? Im Gegenteil . Im Bundes-
tag lehnte die SPD wiederholte 
Anträge der LINKEN ab, den 

Abzug der US-Atomwaffen 
endlich in Angriff zu nehmen. 
Als in diesem Jahr bei den Ver-
einten Nationen 130 der 193 
UN-Mitgliedsstaaten sich für 
die Neuaufnahme von Verhand-
lungen über ein Verbot aller 
Atomwaffen ausgesprochen 
hatten, nahmen die Länder, die 
bereits Atomwaffen besitzen, 
nicht an den Verhandlungen 
teil . Die SPD hätte eine gute 
Gelegenheit gehabt, ihrer Kritik 
an Atomwaffen auch einmal 
Nachdruck zu verleihen und 
dies bei den UN-Verhandlungen 
zum Verbot von Atomwaffen 
einzubringen. Doch die CDU/
CSU/SPD-Bundesregierung 
boykottierte die UN-Verhand-
lungen.

Weiterhin wolle Schulz sich 
der Erhöhung der Rüstungs-
ausgaben um zusätzl iche 30 
Mil l iarden Euro ,  wie von der 
US-Regierung gefordert, wider-
setzen. Das Geld solle stattdes-
sen lieber für Schulen und eine 
Verbesserung von Infrastruktu-
ren ausgegeben werden. Auch 
das wäre, wenn es denn so ge-
meint ist , eine zwar späte, aber 

richtige Einsicht. In den letzten 
Jahren hat die SPD in der 
Regierung die Militarisierung 
und Aufrüstung der Bundes-
wehr voll mitgetragen. Unter 
dem SPD-Wirtschaftsminister 
Gabriel wurden Rekorde beim 
Waffenexport erzielt , selbst in 
solche Terrorpatenländer wie 
Saudi-Arabien. Die SPD in der 
Regierung hat die Auslands-
kriegseinsätze mitgetragen und 
mitbeschlossen, dass deutsche 
Soldaten wieder an der Grenze 
Russlands stehen. Und auch 
das in der NATO vereinbarte 
Ziel , die Rüstungsausgaben auf 
2 % des Bruttosozialprodukts 
zu erhöhen, hat die jetzige 
Koalition mitgetragen. 
Es ist so: Allein die LINKE im 
Bundestag hat sich konsequent 
dafür eingesetzt, dass die Mil-
liarden, die für Aufrüstung und 
Auslandskriegseinsätze verpul-
vert werden, zur Bekämpfung 
sozialer Not, für den sozialen 
Wohnungsbau, für Kindergär-
ten, Schulen und Krankenhäu-
ser verwendet werden. Ebenso 
steht bei den LINKEN die 
Forderung nach dem Abzug der 

US-Atomwaffen wie auch die 
Forderung nach dem Schließen 
des US-Drohnenabschusszent-
rums in Ramstein, von wo aus
Zehntausende, meistens Zivilis-

Dr. Günter
Thiel

ten, vor den Augen der Bun-
desregierung völkerrechtswid-
rig getötet werden, ganz oben. 
Wer also die LINKEN wählt, 
stärkt damit auch die Kräfte, 

die sich tatsächlich für Abrüs-
tung und Entspannung sowie 
für die Umschichtung der Rüs-
tungsmilliarden zur Linderung 
sozialer Not einsetzen.

U

Erhöhungen erst nach der Kommunalwahl?

Straßenausbaubeiträge 

nter der Überschrift 
„Aktualisierung der Stra-
ßenbaubeitragssatzung“ 

sollte auf der Juli-Stadtvertre-
tersitzung die seit längerem 
schwebende Erhöhung der 
Anliegerbeiträge beim Straßen-
ausbau beschlossen werden. 
Vorgesehen ist den Anteil der 
Anlieger beim Ausbau von An-
liegerstraßen von 75 % auf 85 
%, von städtischen Hauptver-
kehrsstraßen von 50 % auf 55 
% zu erhöhen. Diese Erhöhung 
sollte nicht für die jetzt schon 
beschlossenen Straßenausbau-
ten gelten. Die BALL-Fraktion 
hatte in der Vergangenheit 
immer wieder die hohen Anlie-
gerbeiträge kritisiert, die vor 

allem Haushalte mit geringem 
Einkommen teilweise stark be-
lasten. Die BALL hat sich grund-
sätzlich gegen die Erhebung 
von Anliegerbeiträgen ausge-
sprochen: schließlich zahlen die 
Bürger genügend Steuern, u. a. 
Grundsteuern und erhebliche 
KFZ- und Mineralöl-Steuern, so 
dass man dafür auch die Unter-
haltung der Straßen erwarten 
kann. Da die neue CDU/FDP-
Landesregierung eine Änderung 
der Landesverordnung für den 
Straßenausbau angekündigt 
hat, wurde die Beschlussfas-
sung über die Erhöhung der 
Anliegerbeiträge vertagt, und 
im Mai 2018 wird die neue 
Stadtvertretung gewählt .

uf der Stadtvertreter-
sitzung im Juli wurde 
für den Bebauungsplan 

72b an der Düsterlohe (SSV-
Sportplatz) der Auslegungs-
beschluss gefasst. Im letzten 
Moment deckte BALL-Stadt-
vertreter Helmut Welk zwei 
Dinge auf, die auf einmal in 
der Beschlussvorlage auftauch-
ten, obwohl in den vorherigen 
Ausschusssitzungen anderes 
beschlossen war.

Der Sozialausschuss hat-
te sich einstimmig dafür aus-
gesprochen, die dringend benö-
tigte neue Kindertagesstätte
an der Düsterlohe unterzubrin-
gen. Dagegen argumentierten 
FWB-Vertreter im Bauausschuss, 
konnten sich aber nicht mit

 ihren Vorstellungen  durchset-
zen. Jetzt tauchte überraschend 
in der Beschlussvorlage der 
Stadtvertretung auf einmal der 
Satz auf, dass dort keine neue 
Kindertagesstätte gebaut wer-
den solle. Der Bau der neuen 
Kindertagesstätte in einem 
anderen Baugebiet würde die 
Fertigstellung aber mindestens 
um ein weiteres Jahr hinaus-
schieben. BALL-Stadtvertreter 
Helmut Welk kritisierte massiv, 
dass hier der Stadtvertretung 

– warum auch immer – etwas 
untergeschoben werden sollte, 
was gegen die demokratischen 
Gepflogenheiten verstößt. Auf 
Antrag der BALL blieb die Stadt-
vertretung letztlich bei ihrer 
Absicht an der Düsterlohe den 

neuen Kindergarten zu bauen. 
Weiterhin: Der Bauaus-

schuss hatte beschlossen, dass 
die bebaubaren Flächen an der 
Düsterlohe in einigen Teilen 
bei GRZ=0,4 (40 Prozent der 
Grundstücksfläche könnten

also bebaut werden) liegen 
sollte. FWB-Vertreter, die dies 
ablehnten, konnten sich in 
der Abstimmung aber nicht 
durchsetzen. BALL-Stadtver-
treter Helmut Welk kritisierte 
entsprechend, dass in der 
Beschlussvorlage für die Stadt-
vertretung auf einmal für die 
gesamte Fläche eine GRZ von 
0,3 auftauchte – ein weiterer 
erheblicher Verstoß gegen die 
demokratischen Spielregeln. 
Eine etwas größere Bebaubar-
keit von GRZ=0.4 ermöglichte 
für den Kindergarten wie auch 
für den von BALL, SPD und 
Grünen befürworteten sozialen 
Wohnungsbau mehr Flächen-
ausnutzung und Planungsspiel-
raum. Letztlich wurde wieder 
in einem für den Kindergarten 
vorgesehenen Teilbereich eine 
GRZ von 0,4 beschlossen. 

Mit diesen beiden Korrek-
turen beschloss die Stadtvertre-
tung den Auslegungsbeschluss 
dann einstimmig. 

Bebauungsplan 72b Düsterlohe:

Im letzten Moment 
A

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

85% DER BEVÖLKERUNG WOLLEN DEN ABZUG
DER ATOMWAFFEN AUS DEUTSCHLAND.
FÜR EIN ATOMWAFFENVERBOT SIND 93%.
2017 finden Verhandlungen zum globalen Verbot von Atomwaffen in den Vereinten 
Nationen statt. Deutschland nimmt nicht daran teil. Mehr Infos unter: www.icanw.de
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.

A

S

D

An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.
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an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 
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